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 § 1 Klausurtechnik im Assessorexamen  

 Mit dem Beginn des Referendariats kommen andere Aufgabenstel-
lungen und Anforderungen auf junge Juristinnen und Juristen zu. 

1 

Achtung: nach wie vor enorme Be-
deutung des materiellen Rechts 

Das bislang Gelernte wird nicht entbehrlich. Im Gegenteil: Der Feh-
ler mancher Referendarinnen und Referendare besteht gerade da-
rin, dass sie glauben, das materielle Recht vernachlässigen zu kön-
nen, weil völlig andere Dinge von ihnen verlangt würden und sie im 
Übrigen ihren Kommentar einsetzen dürfen. Wenn dann später 
zwangsläufig die Erkenntnis einkehrt, dass auch im Assessorexa-
men die Punkte zu einem großen Teil – mit Schwankungen je nach 
Bundesland bzw. Examenstermin – im materiellen Recht vergeben 
werden, wird die Examensvorbereitung bei manchen hektisch. 

 

 Aber es gibt nun eine ganze Reihe von v.a. formellen Anforderun-
gen an die abzuliefernde Arbeit, ohne deren Beherrschung und Be-
achtung man auch keine ordentliche Note erwarten kann. 

 

Grundregel des Verhältnisses von 
Prozessrecht und materiellem Recht 

Im Verhältnis von alten und neuen Anforderungen gilt dabei die Re-
gel: Prozessrechtliche Kenntnisse, die oft erst den Einstieg in die 
Klausur ermöglichen, und die Beherrschung der Formalia sind un-
verzichtbar, um den Mindestanforderungen des Assessorexamens 
gerecht zu werden. Die „großen Punkte“ wird man aber meist nur 
im materiellen Recht holen können. 

 

 A. Zusätzliche Anforderungen an Klausurbearbeiter/innen 
 

Überblick über neue Anforderungen Zunächst einmal ein Überblick über die neuen Anforderungen: 2 

(u.U. viel) längere Sachverhalte Die gewiss offensichtlichste Veränderung ist die Länge der Sach-
verhalte, die nun teilweise bei acht bis zwölf Seiten (Bayern), in 
manchen Ländern bis zu 20 Seiten liegt. Diese Tatsache führt allein 
schon dazu, dass das Training von Klausurtechnik noch bedeutsa-
mer ist als schon im Referendarexamen. 

 

Trennung des Streitigen vom  
Unstreitigen nötig 

Außerdem: Die Lösung ist nun nicht mehr aus der „Vogelperspek-
tive“ des – bezüglich der Tatsachen – Allwissenden zu fertigen. 
Stattdessen wird ein Sachverhalt präsentiert, der auf mehrere 
Schriftsätze verteilt ist und in tatsächlicher Hinsicht teilweise un-
streitig, in einigen Bereichen aber streitig ist.  

 

 Diese Trennung des Streitigen vom Unstreitigen und der korrekte 
Umgang mit den streitigen Tatsachen ist dann üblicherweise eine 
Schlüsselstelle der Falllösung:1 Wer hier einen Fehler begeht, geht 
bei der Anwendung des materiellen Rechts letztlich von einem an-
deren Sachverhalt aus als die amtliche Lösungsskizze. 

 

Beachtung zahlreicher Formalia Notwendig ist nun weiterhin die Beachtung zahlreicher Formalia, 
die die gestellte Aufgabe gegenüber dem Gutachten des Referen-
darexamens zusätzlich erschweren. 

 

 
1 Hierzu siehe ausführlich unten im Kapitel „Beweisrecht“ (§ 10). 
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Orientierung an der Rechtsprechung, 
nicht an Literaturmindermeinungen 

Die Notwendigkeit der Praxistauglichkeit der Arbeit zwingt zur Ori-
entierung an der Rechtsprechung. Literaturmindermeinungen wer-
den weitgehend bedeutungslos. Das kann sich vorteilhaft wie nach-
teilig auswirken: Einerseits kann man seine Lösung konsequenter 
in eine bestimmte Linie zwingen, ohne x Meinungen diskutieren zu 
müssen. Andererseits ist die Tatsache, dass irgendwer in der Lite-
ratur eine andere Lösung vertritt, keine Rechtfertigung für eine Lö-
sung gegen eine gefestigte Rechtsprechung, sondern wird im ab-
soluten Regelfall zu Punktabzug führen.2 

 

 Hinweis: Mit den Begriffen „praxistauglich“ oder „praxisüblich“ ist al-
lerdings durchaus auch etwas Vorsicht angebracht. Nicht selten wer-
den diese Attribute von Praktikern als Ersatz für nicht vorhandene 
Sachargumente eingesetzt, und es stellt sich bei näherer Überprü-
fung heraus, dass es letztlich um eine ZPO-widrige Unsitte an einem 
bestimmten Gericht oder gar eines einzelnen Praktikers geht. Wie in 
diesem Skript an zahlreichen Stellen zu demonstrieren sein wird, ist 
das, was im Examen als „praxistauglich“ abzuliefern ist, manchmal 
etwas völlig anderes als das, was man im Streit zwischen Kleinkanz-
lei-Anwält*innen an Gerichten ohne nennenswerte Spezialisierung er-
lebt! 

 

 B. Einarbeitung in den Sachverhalt 
 

 I. Die Aufgabe: Möglichst schnell Ordnung herstellen 
 

unverzichtbare Fähigkeit: möglichst 
schnell genaue Ordnung herstellen 

Für ein erfolgreiches Examen ist es unverzichtbar, die Fähigkeit zu 
erwerben, einen Sachverhalt in möglichst kurzer Zeit möglichst 
exakt in den Griff zu bekommen. Die Frage danach, mit welcher 
Technik man dies angehen sollte, lässt sich aber nicht pauschal 
beantworten: 

3 

individuelle Eigenheiten von  
Klausur und Bearbeiter 

 Zum einen wird es zumindest in den Details des Vorgehens im-
mer mehrere Möglichkeiten geben, von denen die eine Variante 
dem einen Klausurbearbeiter besser liegt, während die andere 
Variante bei den Stärken und Schwächen eines anderen Prüf-
lings besser „passt“. 

 

  Weiterhin aber hat jede Klausur ihr „Eigenleben“, durch das von 
einem Examenstag auf den anderen eine völlig andere Arbeits-
weise notwendig werden kann. Dies gilt insbesondere für die 
großen Unterschiede hinsichtlich der Anzahl und des Schwie-
rigkeitsgrads der in den Klausuren enthaltenen Probleme. 

 

ohne ständiges Klausurentraining 
geht gar nichts! 

Diese Erkenntnis lässt aber jedenfalls eine Folgerung als völlig si-
cher erscheinen: Ohne ausreichende Erfahrung, ohne ständiges 
„trial and error“ wird niemand seine Fähigkeiten im Examen auch 
nur annähernd ausschöpfen können. Wer während der Ausbildung 
nur massenweise Wissen konsumiert, ohne permanent dessen An-
wendung zu üben und die konkreten Erfahrungen zu reflektieren, 
wird noch weiter entfernt von seinen eigenen Möglichkeiten landen, 
als dies im Referendarexamen üblich ist. 

 

 Eine Frage, in der die Meinungen weit auseinander gehen, ist die 
nach der Art und Intensität des Einsatzes zusätzlicher Notizzettel 
bei der Vorbereitung der Reinschrift: 

4 

 
2 Zu solchen Fragen, die sich dann nicht nur auf den Inhalt, sondern v.a. auch auf den Schreibstil der Entscheidungsgründe auswirken, 

siehe nochmals dort im Kapitel Entscheidungsgründe (§ 9, Rn. 35 ff.). 
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„dosierter Einsatz“ von Notizzetteln  Ohne zusätzliche Übersichten, auf denen man sich einige der 
(möglicherweise) fallentscheidenden Vorgänge und Daten 
knapp, komprimiert und übersichtlich herausschreibt, wird es 
gewiss kaum jemandem gelingen, auch komplizierte Sachver-
halte mit vielleicht versteckten Fallen in den Daten in den Griff 
zu bekommen. 

 

  Andererseits darf man es dabei nicht übertreiben. Oft würde da-
mit zu viel Zeit mit der Vorbereitung der Reinschrift verloren ge-
hen. Und u.U. geht gerade durch eine Vielzahl der Notizzettel 
bzw. durch die Ausführlichkeit von deren Inhalt der Überblick 
verloren. 

 

Vorstrukturierung am Rand  
des Sachverhalts 

Das Bestreben sollte daher sein, sich eine Technik anzugewöhnen, 
bei der einige der wichtigen ersten Schritte der Sachverhaltsord-
nung noch in zeitsparendem Stil am Rand des Sachverhalts erle-
digt und nur die absoluten „Knackpunkte“ auf zusätzliche Notizzet-
tel herausnotiert werden. 

 

 II. Vorschlag einer Reihenfolge der Arbeitsschritte 
 

 1. Bearbeitungsvermerk 
 

Bearbeitungsvermerk zuerst! Die Einarbeitung beginnt hinten mit einer genauen Lektüre des Be-
arbeitungsvermerks. Bevor die Details des Sachverhalts gelesen 
werden, muss die gestellte Aufgabe klar sein:  
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 Eine Anwaltsklausur ist aus einer anderen Perspektive zu lesen als 
eine Gerichtsklausur. 

 

„Streichliste“ vorhanden? Weiter bedarf es einer genauen Analyse des Aufgabenumfangs. 
Während im Großteil Deutschlands bei einer richterlichen Aufgabe 
ein vollständiges Urteil zu fertigen ist, sind im Süden und Osten oft 
Teile erlassen, um das „Timing“ der Klausur zu steuern und/oder 
unzumutbare Rechenschritte zu eliminieren. In den Südbundeslän-
dern etwa ist nur bei einem Teil der Urteilsklausuren ein Tatbestand 
zu fertigen, selten ist das Rubrum gefordert und oft sind auch die 
Entscheidungen zu Kosten und Vollstreckbarkeit erlassen. 

 

 In einem solchen Fall empfiehlt sich eine deutliche Hervorhebung 
der „Streichliste“ des Bearbeitungsvermerks (etwa mit Textmar-
kern). 

 

auch Zusatzangaben beachten: 
Hilfsgutachten,  
richterliche Hinweise u.a. 

Achten Sie auch auf die üblichen Zusatzangaben des Bearbei-
tungsvermerks: So ist etwa in einigen Ländern regelmäßig ein Hilfs-
gutachten bezüglich derjenigen Fragen zu fertigen, die im Sachver-
halt „berührt“ wurden, also v.a. von den Parteien angesprochen 
wurden, aber im Ergebnis für die Fertigung des Urteils nicht von 
Bedeutung sein werden.3 In anderen Ländern ist ein solches Hilfs-
gutachten im Bearbeitungsvermerk zumindest unüblich. 

 

 
3 Um darüber entscheiden zu können, welche Fragen nur ins Hilfsgutachten gehören (wenn ein solches vom Bearbeitungsvermerk 

gefordert ist), muss man zum einen den Fall bei den Vorüberlegungen schon „gelöst“ haben und v.a. aber auch die Aufbauregeln 
des Urteilsstils beherrschen. Zu letzteren siehe ausführlich unten im Kapitel „Entscheidungsgründe“ (§ 9, Rn. 35 ff.). 
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 2. Evtl.: kurzes Querlesen des Falles  

evtl. kurzes Querlesen des Falles Anschließend erscheint es oft als sinnvoll, mit einem „Querlesen“ 
die groben Umrisse des Falles auszuloten, um damit eine präzisere 
Aufnahme der Details beim ersten vollen Durchlesen zu ermögli-
chen. 
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 Bsp.: Das klassische Klausurstrickmuster „streitiges Urteil nach Ein-
spruch gegen Versäumnisurteil“ kann man bereits bei einer Schnell-
durchsicht des Sachverhalts erkennen. Dadurch hat man die Möglich-
keit, die in einem solchen Fall typischerweise auftauchenden prozessu-
alen Eckpunkte und Daten frühzeitig gezielt zu suchen und anstrei-
chen. 

 

 3. Erstes (volles) Durchlesen 
 

Beginn einer ersten Ordnung  
des Falles 

Anschließend erfolgt das erste Durchlesen des Sachverhaltes. Da-
bei erscheint es sinnvoll, soweit dies möglich ist, bereits mit der 
Ordnung des Falles zu beginnen, indem man bestimmte Auffällig-
keiten schon am Rand vermerkt, bestimmte Daten sofort hervor-
hebt. 
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 Bspe.:  

 Das Datum der Zustellung der Klage kann bereits angestrichen und 
beim Zinsantrag der Klageschrift vermerkt werden. 

 

 Ein „krummer“ Klageantrag wird oft bereits (oder: wenn überhaupt, 
dann nur!) beim ersten Durchlesen erkannt und sollte dann gleich mit 
einem entsprechenden Vermerk versehen werden. 

 

 Bei Zustellung eines Versäumnisurteils ist sofort dieses Datum anzu-
streichen. Am besten sollte man gleich das sich daraus ergebende Da-
tum des Fristablaufes dazuschreiben (zwei Wochen draufrechnen ge-
mäß § 339 ZPO, Wochenenden und Feiertage im Kalender kontrollie-
ren). Anschließend ist danach angegebene Eingangsdatum des Ein-
spruchs mit einem „o.k.; siehe Seite X“ oder einem „Problem: Fristab-
lauf?; siehe Seite X“ zu versehen. 

 

 Längere Prüfungen von Einzelproblemen sollte man beim ersten 
Lesen aber noch nicht durchführen: Es könnte sonst sein, dass 
man fünf Seiten später feststellt, dass man in die falsche Richtung 
geprüft hat (Zeit!), weil dieses Problem in dieser konkreten Klausur 
doch keine Rolle spielt. 

 

 4. Zweites Durchlesen mit Querverweisen  

Verbindung zusammengehöriger 
Teile der jeweiligen Schriftsätze her-
stellen 

Unverzichtbar ist (mindestens) ein zweites Lesen des Sachver-
halts, bei dem durch Einsatz von Querverweisen v.a. die Verbin-
dungen zwischen den zusammengehörigen Teilen der jeweiligen 
Schriftsätze herzustellen sind. Dabei muss man v.a. die Punkte an-
streichen, die in tatsächlicher Hinsicht umstritten sind. 
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 Man vergleicht also beispielsweise die Klageschrift mit der Klageerwi-
derung und notiert sich bei den jeweiligen Behauptungen den Vermerk 
„unstr.“ oder den Vermerk „bestr.; siehe Seite X, 3. Abs.“. 

 

 Geht es um einen neuen Vortrag, der typischerweise erstmals in 
der Klagerwiderung auftaucht (v.a. Einwendungen und Einreden), 
so gilt das Gleiche quasi spiegelbildlich entsprechend: Die Reaktion 
in den Folgeschriftsätzen, v.a. die in der Replik, wird dann auf diese 
Weise zu den jeweiligen Behauptungen der Klageerwiderung dazu 
notiert. 
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Arbeitsschritte des sog. „zweiten“ 
Durchlesens notfalls mit mehreren 
Lesevorgängen 

Dieses – hier so bezeichnete – „zweite“ Durchlesen besteht u.U. 
aus weiteren Lesevorgängen mit derselben Zielsetzung (Herstel-
lung der Querverbindungen), wenn dies zum Erschließen des Fal-
les notwendig erscheint. 

 

hemmer-Klausur-Tipp Für die auf die Sachverhaltsanalyse zu investierende Zeit gilt das 
Motto: „So wenig wie möglich, aber so viel wie nötig!“ 
Viele unserer Ratschläge – in diesem Skript wie in unseren Kursen – 
laufen auf das Ziel hinaus, so früh wie möglich mit der Reinschrift der 
Klausur zu beginnen, damit anschließend die Zeit vorhanden ist, den 
stilistischen Anforderungen an eine gute Bewertung gerecht zu wer-
den. Gleichzeitig sei hiermit aber die Warnung vor einem zu frühen 
Beginn der Reinschrift verbunden: Wenn man bei der Bearbeitung 
einfach länger braucht als andere, um den Sachverhalt zu erschlie-
ßen, so muss man sich diese Zeit trotzdem nehmen (sollte aber für 
die Zukunft die Fähigkeit schnelleren Vorgehens konsequent trainie-
ren!). 
Löst man nämlich infolge eines Sachverhaltsaufnahmefehlers die be-
rühmt-berüchtigte „so ähnliche“ Klausur mit ausführlichen Begrün-
dungen, wird die Klausur ohne Zweifel extrem schlecht wegkommen. 
Wenn man dagegen nach einem zu hohen Zeitverlust bei der Sach-
verhaltsanalyse bei der Ausformulierung einen knapperen Schreibstil 
wählt und die Klausur dann tatsächlich konsequent zu Ende bringt, 
wird man sicherlich mangels ausreichender Überzeugungskraft der 
Begründungen Punkte verlieren; die Klausur wird aber bei einer in 
sich stimmigen Lösung wenigstens „über dem Strich“ landen. 

 

meist weitere Hilfsmittel fertigen Je nach Situation, also v.a. Umfang bzw. Komplexität des konkre-
ten Sachverhalts, werden im Zusammenhang mit diesem „zweiten 
Durchlesen“ weitere Hilfsmittel gefertigt:  
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T-Blatt als Hilfsmittel nutzen Eine bewährte und auch von erfahrenen Praktikern genutzte Me-
thode, den Sachverhalt eines Zivilrechtsfalles zu strukturieren, ist 
die Fertigung eines sog. „T-Blatts“. Hierbei wird auf einem oder 
mehreren Blättern eine zweispaltige Tabelle angelegt, bei der in der 
linken Tabellenspalte das tatsächliche klägerische Vorbringen in 
kurzen Stichworten eingetragen wird. Empfehlenswert ist es, sich 
auch die Blattzahlen zu notieren, wo sich in der Akte bzw. dem 
Klausursachverhalt das genaue Vorbringen befindet. Anschließend 
stellt man in der rechten Spalte das tatsächliche Beklagtenvorbrin-
gen dem klägerischen Sachvortrag synoptisch gegenüber.  

 

 Dabei kann auch gleichzeitig die Form des Beklagtenvorbringens 
berücksichtigt werden, also ob der Beklagte sich zu einem Punkt 
überhaupt nicht äußert (§ 138 III ZPO), pauschal oder mit Nichtwis-
sen bestreitet (§ 138 IV ZPO) oder man trägt das substanziierte 
Vorbringen4 des Beklagten schlagwortartig ein. 

 

 Der Vorteil dieser Methode besteht darin, dass man anhand des T-
Blatts sofort erkennen kann, ob ein tatsächliches Vorbringen des 
Klägers vom Beklagten bestritten wurde, und sich sehr einfach er-
mitteln lässt, welches die Tatsachen sind, über die Beweis zu erhe-
ben war. Zudem erleichtert das T-Blatt die erforderliche Prüfung der 
Schlüssigkeit des Klagevorbringens und die Fertigung des Tatbe-
standes des Zivilurteils. 

 

 
4  Zu diesen Begriffen siehe im Kapitel „Der Tatbestand“ (§ 8, Rn. 31 ff.). 
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 Bsp.:   

 Kläger Beklagter  

 Kauf eines gebr. VW Golf vom 
Bekl. am 20.7. für 6.000 € 
(Bl. 2) 

unstr.  

 Bekl. wies ausdrücklich darauf 
hin, dass Fzg. unfallfrei ist 
(Bl. 3) 

über Vorschäden wurde nicht 
gesprochen (Bl. 12) 

 

 B: Zeuge Müller B: Zeugin Meier  

 Fzg. hat erheblichen Rahmen-
schaden (Bl. 3) 

bestr.  

 B: Sachverständigengutachten   

hemmer-Klausur-Tipp Die Fertigung eines T-Blatts ist (u.E. nur!) in zwei Konstellationen 
sinnvoll: 1. Für Bearbeiter*innen, die noch am Anfang der Ausbildung 
stehen und sich noch schwer tun mit der Ordnung von Streitigem und 
Unstreitigem; diesen wird die erforderliche Strukturierung des Sach-
verhalts dadurch u.U. erheblich erleichtert. 2. Für Klausuren, deren 
Sachverhalt aus vielen streitigen Tatsachen bestehen. 
Anders herum: Hat man entsprechende Klausurroutine (der Muss-Zu-
stand für das Examen!) und hat die Klausur einen nur in einem oder 
in wenigen Punkten streitigen Tatsachenvortrag (in Süddeutschland 
ebenso der Regelfall wie etwa im Bereich des GPA5), so ist die Ver-
wendung eines T-Blatts oft uneffektiv. Bedenken Sie den zusätzlichen 
Zeitaufwand! Mit wachsender Klausurerfahrung sollte bei jeder Klau-
sur überlegt werden, ob ein T-Blatt wirklich erforderlich ist oder man 
mit der Anfertigung von entsprechenden Randvermerken im Klausur-
sachverhalt auskommt. Entscheidend ist aber auch hier wieder, dass 
nur regelmäßiges Schreiben von Klausuren die nötige Erfahrung für 
die Wahl der im Einzelfall sinnvollsten Vorgehensweise bringen wird! 

 

ggf. kurze Datenübersichten erstel-
len 

Manchmal ist es sinnvoll, sich eine Übersicht über bestimmte ent-
scheidende – aus Zeitgründen also nicht alle – Daten des Falles 
zusammenzustellen. Oft werden versteckte Klausurfallen einzig auf 
diese Weise erkennbar, weil bestimmte Daten, die erst in ihrem Zu-
sammenspiel in ein bestimmtes Problem führen, im Sachverhalt 
mehrere Seiten auseinander angegeben sind. 
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grafische Skizze der jeweiligen Be-
ziehungen anfertigen 

Agieren im materiell-rechtlichen Teil des Falles mehr als nur zwei 
Personen, so erscheint es auch fast als zwingend, sich eine kurze 
grafische Skizze der jeweiligen Beziehungen zueinander anzuferti-
gen. 

 

 5. Fertigung einer Lösungsskizze / Gliederung 
 

Fertigung einer Lösungsskizze Vor der Fertigung der Reinschrift steht natürlich zunächst die Ferti-
gung einer Lösungsskizze / Gliederung. Dabei ist eine Grobeintei-
lung vorzunehmen, in der sich die Unterpunkte der späteren Lö-
sung (z.B. „Zulässigkeit des Einspruchs“, „Zulässigkeit der Klage“, 
„Begründetheit der Klage“) wiederfinden. 
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 In der Arbeitsweise geht man zunächst weitgehend so vor wie be-
reits im Referendarexamen:  

 

 
5  Das gemeinsame Prüfungsamt für Hamburg, Schleswig-Holstein und Bremen. 




